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Weiterentwicklung der Agrarpolitik (Agrarpolitik 2011): 
Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 

Sehr geehrte Damen und Herren Regierungsräte 

In der Beilage unterbreiten wir Ihnen den Entwurf für die Weiterentwicklung der Agrar-
politik zur Vernehmlassung. Die Vorlage mit dem Titel „Agrarpolitik 2011“ beinhaltet 
Vorschläge für Änderungen in sechs Bundesgesetzen (Landwirtschaftsgesetz, Bundesgesetz 
über das bäuerliche Bodenrecht, Bundesgesetz über die landwirtschaftliche Pacht, 
Bundesgesetz über die Familienzulagen in der Landwirtschaft, Lebensmittelgesetz und 
Tierseuchengesetz). 

Die Agrarpolitik 2011 ist ein weiterer konsequenter Schritt in der seit Beginn der neunziger 
Jahre laufenden Reform der Agrarpolitik. Die Landwirtschaft soll ihre Aufgaben auch 
künftig durch eine nachhaltige, auf den Markt ausgerichtete Produktion erfüllen. Deshalb 
müssen die agrarpolitischen Rahmenbedingungen so weiterentwickelt werden, dass das 
vorhandene Potenzial für Produktivitätsfortschritte genutzt und die Wettbewerbsfähigkeit 
auf allen Stufen der Nahrungsmittelwirtschaft verbessert werden. Zentrales Element der 
Agrarpolitik 2011 ist der weitere Abbau der Marktstützung und die Umlagerung der Mittel 
zu den Direktzahlungen.  

Das Vernehmlassungsverfahren dauert bis zum 16. Dezember 2005. Der Bundesrat 
beabsichtigt, die Botschaft im Frühling 2006 zuhanden des Parlaments zu verabschieden, 
damit die Gesetzesanpassungen gleichzeitig mit den neuen Zahlungsrahmen für die 
Landwirtschaft auf den 1. Januar 2008 in Kraft treten können. 

Weitere Exemplare können beim Bundesamt für Bauten und Logistik, Vertrieb 
Publikationen, 3003 Bern oder per Internet unter www.bundespublikationen.ch bestellt 
werden. Die Vernehmlassungsunterlagen sind ausserdem für alle Interessierten online unter 
www.blw.admin.ch (Dossier "Agrarpolitik 2011") abrufbar. 

 
An die Kantonsregierungen 
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Die Stellungnahmen sind an die folgende Adresse zur richten: Eidgenössisches  
Volkswirtschaftsdepartement, Bundeshaus Ost, 3003 Bern, oder an die E-Mail-Adresse  
kanzlei@gs-evd.admin.ch.  

Wir versichern Sie, sehr geehrte Damen und Herren Regierungsräte, unserer vorzüglichen 
Hochachtung. 

EIDGENÖSSISCHES  
VOLKSWIRTSCHAFTSDEPARTEMENT 

Joseph Deiss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Beilagen: 
- Bericht „Agrarpolitik 2011 – Die Weiterentwicklung der Agrarpolitik“ 
- Verzeichnis der Vernehmlassungsadressaten 


